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A. Geschichte, Herleitung und 
Grundlagen des Datenauskunftsanspruchs

• Vorgänger: Datenschutzrichtlinie 95/46/EG vom 24.10.1995
• keine unmittelbare Wirkung in den Mitgliedsstaaten, musste jeweils in 

nationales Recht umgesetzt werden
• EU-Kommission war mit der uneinheitlichen Umsetzung und dem 

Schutzniveau unzufrieden
• im Jahre 2012 begannen Arbeiten zur Überarbeitung
• Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO / DSGVO) = Verordnung (EU) 

2016/679; Amtsblatt der Europäischen Union vom 4.Mai 2016
• Inkrafttreten zum 25.Mai 2018

nachzulesen: https://edps.europa.eu/data-protection/data-protection/legislation/history-general-data-protection-regulation_de
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I. Rechtssystematik und Wirkung der 
Datenschutz-Grundverordnung

• wirkt unmittelbar (Art. 288 Abs. 2 AEUV i.V.m. Art. 23 Abs. 1 GG), 
vollvereinheitlichtes Recht

• Art. 15 i.V.m. Art. 4 Nr. 1 und 6 DS-GVO ist eine eigenständige 
Anspruchsgrundlage

• d.h., es gibt keine Verdrängung des Datenauskunftsanspruchs durch 
„spezielleres“ nationales Recht

• Gerichte können folglich auch nicht aus der ZPO heraus argumentieren, 
dass die geforderte Datenauskunft eine „unerlaubte Ausforschung“ 
darstelle

• der Auskunftsanspruch gem. Art. 15 DS-GVO besteht zwar nicht 
unbeschränkt, aber die Schranken müssen in der DS-GVO/im Europarecht 
angelegt sein (Stichwort: Öffnungsklauseln)
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II. Wo finden sich die Rechtsquellen?

• https://dsgvo-gesetz.de/

• https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/

• https://dsgvo-gesetz.de/bdsg/

Art. 288 Abs. 2 AEUV (https://dejure.org/gesetze/AEUV/288.html)

Art. 267 Abs. 2 – 4 AEUV (https://dejure.org/gesetze/AEUV/267.html)
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III. Art. 2 DSGVO - Sachlicher Anwendungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt für die ganz oder teilweise automatisierte Verarbeitung 
personenbezogener Daten sowie für die nichtautomatisierte Verarbeitung 
personenbezogener Daten, die in einem Dateisystem gespeichert sind oder gespeichert 
werden sollen.

(2) Diese Verordnung findet keine Anwendung auf die Verarbeitung personenbezogener Daten 
• im Rahmen einer Tätigkeit, die nicht in den Anwendungsbereich des Unionsrechts fällt,
• durch die Mitgliedstaaten im Rahmen von Tätigkeiten, die in den Anwendungsbereich von Titel V Kapitel 2 EUV fallen,
• durch natürliche Personen zur Ausübung ausschließlich persönlicher oder familiärer Tätigkeiten,
• durch die zuständigen Behörden zum Zwecke der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder der 

Strafvollstreckung, einschließlich des Schutzes vor und der Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit.

(3) 1Für die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen, Ämter 
und Agenturen der Union gilt die Verordnung (EG) Nr. 45/2001. 2Die Verordnung (EG) Nr. 
45/2001 und sonstige Rechtsakte der Union, die diese Verarbeitung personenbezogener 
Daten regeln, werden im Einklang mit Artikel 98 an die Grundsätze und Vorschriften der 
vorliegenden Verordnung angepasst.

(4) Die vorliegende Verordnung lässt die Anwendung der Richtlinie 2000/31/EG und speziell 
die Vorschriften der Artikel 12 bis 15 dieser Richtlinie zur Verantwortlichkeit der Vermittler 
unberührt.
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IV. Art. 4 DSGVO - Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck:

(1) „personenbezogene Daten“ alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder 
identifizierbare natürliche Person (im Folgenden „betroffene Person“) beziehen; als 
identifizierbar wird eine natürliche Person angesehen, die direkt oder indirekt, 
insbesondere mittels Zuordnung zu einer Kennung wie einem Namen, zu einer 
Kennnummer, zu Standortdaten, zu einer Online-Kennung oder zu einem oder 
mehreren besonderen Merkmalen identifiziert werden kann, die Ausdruck der 
physischen, physiologischen, genetischen, psychischen, wirtschaftlichen, 
kulturellen oder sozialen Identität dieser natürlichen Person sind;

(2) „Verarbeitung“ jeden mit oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren ausgeführten 
Vorgang oder jede solche Vorgangsreihe im Zusammenhang mit 
personenbezogenen Daten wie das Erheben, das Erfassen, die Organisation, das 
Ordnen, die Speicherung, die Anpassung oder Veränderung, das Auslesen, das 
Abfragen, die Verwendung, die Offenlegung durch Übermittlung, Verbreitung oder 
eine andere Form der Bereitstellung, den Abgleich oder die Verknüpfung, die 
Einschränkung, das Löschen oder die Vernichtung;
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(6) „Dateisystem“ jede strukturierte Sammlung personenbezogener 
Daten, die nach bestimmten Kriterien zugänglich sind, unabhängig 
davon, ob diese Sammlung zentral, dezentral oder nach funktionalen 
oder geografischen Gesichtspunkten geordnet geführt wird;

(7) „Verantwortlicher“ die natürliche oder juristische Person, Behörde, 
Einrichtung oder andere Stelle, die allein oder gemeinsam mit 
anderen über die Zwecke und Mittel der Verarbeitung von 
personenbezogenen Daten entscheidet; sind die Zwecke und Mittel 
dieser Verarbeitung durch das Unionsrecht oder das Recht der 
Mitgliedstaaten vorgegeben, so können der Verantwortliche 
beziehungsweise die bestimmten Kriterien seiner Benennung nach 
dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten vorgesehen 
werden;
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B. Art. 15 DS-GVO als Anspruchsgrundlage
amtliche Überschrift: „Auskunftsrecht der betroffenen Person“

Abs. 1: Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen eine Bestätigung darüber zu verlangen, ob sie 
betreffende personenbezogene Daten verarbeitet werden; ist dies der Fall, so hat sie ein Recht auf Auskunft 
über diese personenbezogenen Daten und auf folgende Informationen: 
a) die Verarbeitungszwecke;

b) die Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet werden;

c) die Empfänger oder Kategorien von Empfängern, gegenüber denen die personenbezogenen Daten offengelegt worden sind oder noch offengelegt werden, 
insbesondere bei Empfängern in Drittländern oder bei internationalen Organisationen;

d) falls möglich die geplante Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert werden, oder, falls dies nicht möglich ist, die Kriterien für die Festlegung dieser 
Dauer;

e) das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung oder Löschung der sie betreffenden personenbezogenen Daten oder auf Einschränkung der Verarbeitung durch den 
Verantwortlichen oder eines Widerspruchsrechts gegen diese Verarbeitung;

f) das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehörde;

g) wenn die personenbezogenen Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben werden, alle verfügbaren Informationen über die Herkunft der Daten;

h) das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling gemäß Artikel 22 Absätze 1 und 4 und – zumindest in diesen Fällen –
aussagekräftige Informationen über die involvierte Logik sowie die Tragweite und die angestrebten Auswirkungen einer derartigen Verarbeitung für die betroffene 
Person.

Abs. 2: Werden personenbezogene Daten an ein Drittland oder an eine internationale Organisation übermittelt, so hat die 
betroffene Person das Recht, über die geeigneten Garantien gemäß Artikel 46 im Zusammenhang mit der Übermittlung 
unterrichtet zu werden.

Abs. 3: Der Verantwortliche stellt eine Kopie der personenbezogenen Daten, die Gegenstand der Verarbeitung sind, zur 
Verfügung. 2Für alle weiteren Kopien, die die betroffene Person beantragt, kann der Verantwortliche ein angemessenes 
Entgelt auf der Grundlage der Verwaltungskosten verlangen. 3Stellt die betroffene Person den Antrag elektronisch, so sind 
die Informationen in einem gängigen elektronischen Format zur Verfügung zu stellen, sofern sie nichts anderes angibt.

Abs. 4: Das Recht auf Erhalt einer Kopie gemäß Absatz 3 darf die Rechte und Freiheiten anderer Personen nicht beeinträchtigen.
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I. vormalige Rechtslage bis zum 25.5.2018

• § 34 BDSG a.F. (Auskunftsanspruch gegen private Datenverarbeiter)

• § 19 BDSG a.F. (Auskunftsanspruch gegen öffentlich-rechtliche 
Stellen)

• seit dem 25.5.2018: nur noch Art. 15 DS-GVO als einheitlicher 
Anspruch 

27.11.2021 11



27.11.2021 12



II. Europarechtlicher Auskunftsanspruch 
Art. 15 Absatz 1 DS-GVO

• Auskunft vom Verantwortlichen darüber, ob personenbezogene 
Daten verarbeitet werden (Positiv- oder Negativauskunft)

• Verarbeitet der Verantwortliche entsprechende Daten, hat der 
Auskunftssuchende einen Anspruch auf Auskunft über diese 
Daten

-> und auf Überlassung einer Kopie (Art. 15 Abs. 3 DS-GVO)

• Auskunft über weitere Informationen ( vgl. Art. 15 Abs. 1 lit. a – f 
DS-GVO)
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III. Der Verantwortliche i.S.v. 
Art. 15 Abs. 1 DS-GVO

• Die in Art. 4 Abs. 7 DS-GVO legaldefinierten Stellen

• Auftragsverarbeitung (Art. 28 DS-GVO)
• Auftraggeber ist auskunftspflichtig

• Gemeinsame Verantwortung (Art. 26 DS-GVO)
• Alle Verantwortlichen sind auskunftspflichtig

• Social-Media Plattformen
• I.d.R. der im Impressum genannte Betreiber
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Art. 12 DSGVO - Transparente Information, Kommunikation und 
Modalitäten für die Ausübung der Rechte der betroffenen Person
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Art. 12 DSGVO - Transparente Information, Kommunikation und 
Modalitäten für die Ausübung der Rechte der betroffenen Person
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Art. 12 DSGVO - Transparente Information, Kommunikation und 
Modalitäten für die Ausübung der Rechte der betroffenen Person
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IV. Auskunftsverweigerung

• In Art. 15 DS-GVO selbst nicht ausdrücklich vorgesehen 
(ebenfalls Erwägungsgrund 63)
• ggf. über Art. 15 Abs. 4 DS-GVO (dazu später)

• Daher: zwingende Auskunftserteilung gem. Art. 15 DS-GVO, 
wenn keine Ausnahme eingreift

• Übereinstimmend anerkannte Ausnahmen
• Verantwortlicher kann betroffenen Person nicht identifizieren (Art. 12 

Abs. 2 S. 2 iVm Art. 11 Abs. 2 DS-GVO)

• Rechtsmissbräuchliches Auskunftsverlangen (Art. 12 Abs. 5 S. 2 lit. b
DS-GVO)
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V. Rechte und Freiheiten anderer im 
Rahmen des Anspruchs

• Das Recht auf Erhalt einer Kopie gemäß Absatz 3 darf die 
Rechte und Freiheiten anderer Personen nicht beeinträchtigen 
(Art. 15 Abs. 4 DS-GVO)
• Erwägungsgrund 63 sieht eine umfassende Abwägung mit 

Grundrechten und Grundfreiheiten Dritter vor
• Strittig, ob analoge Anwendung auf die Absätze 1 und 2 erfolgen kann 

oder Absatz 4 direkte Anwendung findet

• Bei Beeinträchtigung der Rechte und Freiheiten Dritter:
• Entfernen oder Schwärzen der jeweiligen Informationen
• Nicht jedoch: Auskunftsverweigerung
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VI. Folgeansprüche

• Schadensersatz über Art. 82 DS-GVO
• Bei schuldhafter Verletzung des Art. 15 DS-GVO durch den 

Verantwortlichen

• Eidesstattliche Versicherung, § 260 Absatz 2 BGB analog.
• Über die Vollständigkeit und Richtigkeit der erteilten Auskunft bzw. das 

Nichtvorhandensein personenbezogener Daten

• Gem. Art. 77 DS-GVO: Einschalten der zuständigen 
Aufsichtsbehörde (Art. 57, 58 DS-GVO)
• Diese fordert den Verantwortlichen zur Auskunftserteilung an sich oder 

den Auskunftssuchenden auf
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VII. Konsequenzen der Verletzung von 
Art. 15 DS-GVO

• Schadensersatz gem. Art. 82 DS-GVO

• Maßnahmen nach Artikel 58 Abs. 2 Buchstaben a bis h und j

• Bußgeld gem. Art. 83 DS-GVO
• Neben oder statt Maßnahmen nach Art. 58 DS-GVO
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VIII. Ausgewählte Rechtsprechung

• OLG Köln Az. I-20 U 75/18, 20 U 75/18, Urt. v. 26.07.2019

• BGH, VI ZR 576/19, Urteil vom 15.6.2021

• BAG, 2 AZR 342/20, Urteil vom 27.4.2021

• LG Köln, 23 O 172/19, Urteil vom 11.11.2020 (BeckRS 2020, 
30968)

• ArbG Düsseldorf Az. 9 Ca 6557/18, Urt. v. 05.03.2020

23
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IX. Discovery ?
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Recht auf Kopie (Art. 15 Abs. 3 DSGVO)
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Unerlaubte Ausforschung?
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X. Sonderproblem: Originalvollmacht?

• Braucht man zur Einholung von Datenauskünften eine 
„Originalvollmacht“?

• Ja: AG Berlin-Mitte, Urt. v. 29.7.2019, 7 C 185/18 (ZD 2020, 647) – um 
Unsicherheiten über Berechtigung zu klären

• Am einfachsten: Mandant die Datenauskunft selber einholen lassen.
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XI. Sonderproblem: Streitwert (5.000 €)
Der Wert für einen Rechtsstreit über eine Datenauskunft ist pauschal 
mit 5.000 € anzusetzen.
• OLG Köln, 20 W 10/18, Beschluss vom 3.9.2019 (BeckRS 2019, 21980)

• OLG Köln, 20 W 9/19, Beschluss vom 6.2.2020 (BeckRS 2020, 2798)

• OLG Köln, 20 U 57/19, Urteil vom 23.10.2020 (BeckRS 2020, 29121)

• OLG Köln, 9 W 34/20, Beschluss vom 12.11.2020 (BeckRS 2020, 33149)

• OLG Köln, 15 W 51/21, Beschluss vom 17.8.2021 (noch nicht veröffentlicht)

Ebenso

• OLG Köln, 5 W 5/20, Beschluss vom 20.4.2020 (BeckRS 2020, 6876)

• OLG Köln, 5 U 151/18, Urteil vom 28.04.2021 (BeckRS 2021, 10843)

• OLG Köln, 5 W 16/20, Beschluss vom 17.06.2020 (BeckRS 2020, 14368)
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Eine Vielzahl weiterer Zivilgerichte sind der o.g. Rechtsprechung des OLG Köln gefolgt 

und haben den Streitwert für Datenauskunftsklagen ebenfalls auf 5.000 € pauschaliert:

• LG Köln, 23 O 172/19, Urteil vom 11.11.2020 (BeckRS 2020, 30968)

• LG Köln, 26 O 340/16, Beschluss vom 06.01.2021 (BeckRS 2021, 7552)

• LG Wiesbaden, 8 O 14/19, Schlussurteil vom 03.11.2020 (BeckRS 2020, 30713)

• LG Landau, 4 O 389/17, Beschluss vom 17.09.2019 (BeckRS 2019, 22099)

• LG Düsseldorf, Urteil vom 19.11.2019 – 9 O 55/19 (BeckRS 2019, 29542)

• LG Düsseldorf, Urteil vom 28.10.2021 – 16 O 128/20 (noch nicht veröffentlicht)

• AG Bonn, 118 C 315/19, Urteil vom 30.7.2020 (BeckRS 2020, 19548)

• AG Bonn, 110 C 113/20, Verweisungsbeschluss vom 15.10.2020 (BeckRS 2020, 32716)

• AG Bonn, 110 C 114/20, Verweisungsbeschluss vom 15.10.2020 (BeckRS 2020, 32718)

• AG Bonn, 116 C 116/20, Verweisungsbeschluss vom 13.10.2020 (BeckRS 2020, 32714)
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• AG Köln, Anerkenntnisurteil vom 16.04.2020 – 126 C 817/19 (BeckRS 2020, 7645)

• AG Kerpen, 106 C 96/20, Urteil vom 22.12.2020 (BeckRS 2020, 38341)

• AG Bonn, 114 C 404/20, Verweisungsbeschluss vom 9.9.2021 (noch nicht veröffentlicht)

Die Arbeitsgerichte setzen den Streitwert abweichend hiervon oftmals auf nur 500 € fest (was ein 
Zeichen dafür ist, dass der Richter den Streitgegenstand und/oder den Kläger bzw. Klägervertreter 
nicht mag.) 

Da der Auskunftsanspruch jedoch aus dem vollvereinheitlichtem EU-Recht entstammt und vor den 
Zivilgerichten wie auch in der öffentlich-rechtlichen Gerichtsbarkeit derselbe ist, ergibt es keinen 
sinn, wenn die Verwaltungs-, Sozial- und Finanzgerichte auf § 52 Abs. 2 GKG zurückgreifen, ihn in 
der Zivilgerichtsbarkeit anders zu bewerten.
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XII. §§ 259, 260 BGB
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eidesstattliche Versicherung in entsprechender Anwendung von §§
259 Abs. 2, 260 BGB auch bezüglich des Datenauskunftsanspruchs 

möglich



XIII. Deckungsschutz durch Rechtsschutzversicherung

• die ARBs der Rechtsschutzversicherer erwähnen 
Datenauskunftsansprüche als versichertes Risiko für den Aktivprozess 
nicht explizit

• ausgenommen?

• Annex zu vertraglichen / deliktischen / arbeitsrechtlichen / 
verwaltungsrechtlichen etc. Ansprüchen?

19.11.2021 45



XIV. Schadensersatz gem. Art. 82 Abs. 1 DS-GVO

• ArbG Düsseldorf, 9 Ca 6557/18, Urteil vom 5.3.2020 (BeckRS 2020, 11910): 
5.000 €

• AG Pforzheim, 13 C 160/19, Urteil vom 25.3.2020 (BeckRS 2020, 27380): 
4.000 €

• LG Darmstadt, 13 O 244/19, Urteil vom 26.5.2020 (BeckRS 2020, 25785)

• ArbG Lübeck, 1 Ca 538/19, Urteil vom 20.6.2019 (BeckRS 2019, 36456)

• ArbG Dresden, 13 C 1046/20, Urteil vom 26.8.2020 (BeckRS 2020, 26940)

• LG Frankfurt, 2-27 O 100/20, Urteil vom 18.9.2020 (ZD 2020, 639)
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C. Datenauskunft 
gegenüber der Verwaltung
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D. Weitere 
Auskunftsansprüche

Zivilrechtlicher und öffentlich-rechtlicher Natur
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Ausgewählte zivilrechtliche Ansprüche
im Überblick

• Diverse erbrechtliche Ansprüche
• z.B.: §§ 2027 Abs. 1, 2, 2028 Abs. 1, 2057, 2121 Abs. 1 BGB

• Auskunftsansprüche von Unterhaltsberechtigten

• § 666 Var. 2 BGB

• § 810 BGB

• § 19 MarkenG

• § 13 AÜG

• § 13 UKlaG
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§ 242 BGB 
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§ 402 BGB
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bei der Übertragung einer Forderung (= Abtretung)



630g BGB - Behandlungsdokumentation
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Kollision zwischen § 630g BGB und Art. 15 DSGVO

• Kostenersatzanspruch aus § 630g Abs. 2 S. 2 BGB nicht mit Art. 15 Abs. 3 S. 
2 DSGVO vereinbar

• „therapeutische Gründe“ aus § 630g Abs. 1 S. 2 BGB als Versagungsgrund –
Art. 15 Abs. 4 DSGVO gewährt nur eine Einschränkung hinsichtlich der 
Rechte und Freiheiten „anderer Personen“

• Anwendungsvorrang der DSGVO gem. Art. 288 Abs. 2 AEUV und EG 63
• fraglich, ob § 630g Abs. 2 S. 2 BGB eine Einschränkung aufgrund der 

Öffnungsklausel nach Art. 23 DSGVO darstellt
- Cornelius/Spitz GesR 2019, 69 – 79: ja

- Riemer DSB 2019, 223 – 225: nein

• „therapeutische Gründe“ als Informationsvereigerungsgrund wurden in der 
Vergangenheit zu leichtfertigt behauptet
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§ 666 Var. 2 BGB
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§ 666 Var. 2 BGB

• Auskunfts- und Rechenschaftspflicht des Beauftragten ggü. 
dem Auftraggeber

• Komplementär zur Benachrichtigungspflicht (§ 666 Var. 1 BGB)

• Auftraggeber muss berechtigtes Interesse an Auskunft haben

• Inhalt und Umfang des Anspruchs bestimmen sich nach dem 
Gegenstand des Auftrags, der Üblichkeit im Geschäftsverkehr 
und dem mit der Auskunft verfolgten Zweck
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§ 666 Var. 2 BGB

Auswirkungen im Mandatsverhältnis

• Recht auf Einsichtnahme in die Handakte bei der Besorgung 
von Rechtsangelegenheiten 

• Informationspflicht bezüglich Änderungen im Sachstand 
gegenüber dem Mandanten

5619.11.2021



Inhaberschuldverschreibung
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§ 810 BGB – Vorlage von Urkunden
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Familienrechtliche Auskunftsansprüche
beispielhafte Aufzählung

• § 1353 Abs. 1 S. 2 BGB: Wechselseitige Unterrichtungspflicht 
der Eheleute (besteht auch nach der Trennung bis zum 
endgültigen Scheitern der Ehe – OLG Köln, 10 UF 205/19, 
Beschluss vom 31.3.2020)
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Auskunftsansprüche von 
Unterhaltsberechtigten

• Gesetzliche Auskunftsansprüche, falls den 
Unterhaltsberechtigten das Einkommen des 
Unterhaltsverpflichteten unbekannt ist

• § 1605 BGB
• Bei Unterhaltspflichtigkeit zwischen Verwandten

• § 1580 BGB
• Bei geschiedenen Eheleuten

• § 1361 Abs. 4 BGB
• Bei getrennt lebenden Eheleuten
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Die erbrechtlichen Auskunftsansprüche
beispielhafte Aufzählung

• §§ 2027 Abs. 1, 2 BGB
• Abs. 1: Auskunftspflicht des Erbschaftsbesitzers

• Abs. 2: Die Verpflichtung nach Abs. 1 trifft auch denjenigen Besitzer, 
der nicht Erbschaftsbesitzer ist

• § 2028 Abs.1  BGB
• Auskunftspflicht über Geschäfte des Erben für mit ihm zum Zeitpunkt 

des Erbfalls in häuslicher Gemeinschaft lebende Personen

• § 2057 BGB
• Auskunftspflicht unter Miterben 

• § 2121 Abs. 1 BGB
• Anspruch auf Verzeichnis des Nacherben gegen den Vorerben
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§ 202 VVG - Krankenversicherungsgutachten
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§ 19 Markengesetz
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§ 19 MarkenG

• Auskunftsanspruch des Inhabers einer Marke oder 
geschäftlichen Bezeichnung gegen den Verletzer ( § 19 Abs. 1 
MarkenG)

• Auskunft über die Herkunft und den Vertriebsweg von 
widerrechtlich gekennzeichneten Waren oder Dienstleistungen 
(§ 19 Abs. 1 MarkenG)

• Anspruchsausschluss bei Unverhältnismäßigkeit (§ 19 Abs. 4 
MarkenG)

• Schadensersatzanspruch bei fehlerhafter oder unvollständiger 
Auskunft (§ 19 Abs. 5 MarkenG)
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§ 13 Arbeitnehmerüberlassungsgesetz
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§ 13 AÜG

• Auskunftsanspruch des Leiharbeitnehmers bei Überlassung 
gegen den Entleiher

• Umfang des Anspruchs:
• Auskunft über die im Betrieb geltenden wesentlichen 

Arbeitsbedingungen (einschl. Arbeitsentgelt) für einen vergleichbaren 
Arbeitnehmer

• Anspruchsausschluss bei Vorliegen der Voraussetzungen von §
8 Abs. 2 und 4 S. 2 AÜG
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§ 13 Unterlassungsklagengesetz
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§ 13 UKlaG

• Auskunftsanspruch der anspruchsberechtigten Stelle über 
Kontaktdaten von Beteiligten an den Diensten

• Auskunftsberechtigte:
• Qualifizierte Einrichtungen i.S.v. § 13 Abs. 1 Nr. 1 UKlaG
• Rechtsfähige Verbände zur Förderung beruflicher oder selbstständiger 

Interessen (§ 13 Abs. 1 Nr. 2 UKlaG)
• Industrie- und Handelskammern und die Handwerkskammern (§ 13 

Abs. 1 Nr. 3 UKlaG)

• Anspruchsverpflichtete
• Geschäftsmäßig Erbringer von Post-, Telekommunikations- und 

Telemediendiensten (§ 13 Abs. 1 UKlaG)
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Ausgewählte öffentlich-rechtliche Ansprüche
im Überblick

• § 84a AMG

• §§ 8 – 10 UmweltHG

• § 5 Abs. 2, 3 WRegG

• § 66i TKG

• § 44 KapResV

• § 35 GenTG
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Allgemeines Akteneinsichtsrecht im 
Verwaltungsverfahren
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abzugrenzen: IFG, UIG, Transparenzgesetze
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§ 58 BRAO
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Akteneinsicht im Sozialrecht
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Elektronische Patientenakte § 341 SGB V ?

• Art. 15 i.V.m. Art. 4 Nr. 1 DS-GVO anwendbar

19.11.2021 80



§ 84a AMG

• Auskunftsanspruch des Betroffenen gegen pharmazeutische 
Unternehmer und Arzneimittelüberwachungsbehörden

• Durch Auskunft soll der Betroffene  in die Lage versetzt werden, 
die für die Anspruchsdurchsetzung notwendigen Tatsachen in 
Erfahrung zu bringen

• Verjährung des Anspruchs innerhalb von 3 Jahren

• Voraussetzung ist das Vorliegen eines konkreten Verdachts, 
dass ein Schaden durch ein Arzneimittel verursacht wurde
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Auskunftsansprüche nach dem 
UmweltHG

• § 8 UmweltHG
• Auskunftsanspruch Geschädigter gegen Anlageninhaber

• § 9 UmweltHG
• Auskunftsanspruch Geschädigter gegen Behörden

• § 10 UmweltHG
• Auskunftsanspruch des Anlageninhabers
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§ 5 Abs. 2, 3 WRegG

• Auskunftsanspruch über Eintragungen im Wettbewerbsregister

• § 5 Abs. 2 S. 1 WRegG
• Auskunftsanspruch des im Register Eingetragenen gegen die 

Registerbehörde

• § 5 Abs. 2 S. 2 WRegG
• Auskunftsanspruch einer Stelle, die ein amtliches Verzeichnis (entspr. 

Art. 64 Richtlinie 2014/24/EU) führt

• § 5 Abs. 3 WRegG
• Akteneinsichtsrecht für einen vom Unternehmen bevollmächtigten 

Rechtsanwalt
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§ 66i TKG

• Auskunftsanspruch gegen die Bundesnetzagentur über Namen 
und die ladungsfähige Anschrift desjenigen, der eine Nummer 
von der Bundesnetzagentur zugeteilt bekommen hat (§ 66i Abs. 
1 S.1 TKG)

• Setzt berechtigtes Interesse voraus

• Weiterer Auskunftsanspruch nach Abs. 3
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§ 44 KapResV Kapazitätsreserveverordnung

• Auskunftsanspruch über sämtliche nach der 
Kapazitätsreservenverordnung gespeicherten Daten in nicht 
personenbezogener Form
• soweit nicht nach § 45 KapResV gelöscht und

• soweit nach § 13e Energiewirtschaftsgesetz erforderlich

• Anspruchsberechtigt ist das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie

• Anspruchsgegner sind die Bundesnetzagentur und die 
Übertragungsnetzbetreiber

8519.11.2021



§ 35 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 GenTG

• Auskunftsanspruch des Geschädigten gegen den Betreiber 
einer gentechnischen Anlage (§ 35 Abs. 1 S.1 GenTG)
• Bei begründetem Verdacht, dass durch die gentechnische Anlage ein 

Sach- oder Personenschaden verursacht wurde

• Auskunftsanspruch des Geschädigten gegen Behörden (§ 35 
Abs. 2 GenTG)
• Unter den Voraussetzungen des Abs. 1

• Ausschluss des Anspruchs nach Abs. 1 und Abs. 2 in § 35 Abs. 
3 GenTG
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Arbeitsrecht

• Datenauskunft als Druckmittel im Kündigungsschutzprozess, um höhe 
Abfindungen durchzusetzen

• AN fordert AG zur Erteilung einer vollständigen Datenauskunft auf

• „angenervt“ von dem damit verbundenen Aufwand willigt AG zur 
Gesamtabgeltung in den Abfindungsvergleich ein

• Cave: Missbrauch. – Datenauskunft nicht zu auffällig mit den 
Abfindungsvorstellungen verknüpfen.
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Familienrecht / Erbrecht

• Datenauskunft im Verhältnis von Familienmitgliedern untereinander 
keine nennenswerte Bedeutung, da Ausnahme gem. Art. 2 Abs. 2c 
DS-GVO („Diese Verordnung findet keine Anwendung auf die 
Verarbeitung personenbezogener Daten durch natürliche Personen 
zur Ausübung ausschließlich persönlicher oder familiärer 
Tätigkeiten.“) -> siehe auch Erwägungsgrund 18

• Bei Verstorbenen Erwägungsgrund 27 beachten („Diese Verordnung 
gilt nicht für die personenbezogenen Daten Verstorbener. Die 
Mitgliedstaaten können Vorschriften für die Verarbeitung der 
personenbezogenen Daten Verstorbener vorsehen.“)
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Mietrecht

• Datenauskunftsanspruch findet Anwendung

• Ausnahme gem. Art. 2 Abs. 2c) DSGVO („durch natürliche Personen 
zur Ausübung ausschließlich persönlicher oder familiärer Tätigkeiten“) 
gilt nicht für private Vermieter

• ergibt sich aus Erwägungsgrund 18 
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Findet die DSGVO auf die Rechtsprechungstätigkeit
der Gerichte Anwendung?
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• Verwaltungstätigkeit ja; Rechtsprechungstätigkeit ?
• Strafjustiz explizit gem. Art. 2 Abs. 2d) DSGVO ausgenommen
• Erwägungsgrund 20 („Kein Einfluss auf die Unabhängigkeit der Justiz“)

• Konkurrenz zwischen Art. 15 DSGVO einerseits und
- § 299 ZPO
- § 100 VwGO
- § 120 SGG
- § 78 FGO
möglich
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Wissen ist Macht

Es geht bei der „Auskunft“ ebenso wie bei der „Akteneinsicht“ oder 
dem „Informationszugang“ um Wissen – und damit um „Macht“ 

(Gestaltungsmacht).

(Francis Bacon)
https://de.wikipedia.org/wiki/Wissen_ist_Macht
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